Saale-Holzland-Kreis	
Landratsamt
Umweltamt/ Untere Wasserbehörde

Bekanntmachung

Die Gemeinde Graitschen/Bürgel stellte für das Vorhaben 

Teiloffenlegung und Sanierung des Gewässers Bach vom Kitscherberg
in der Ortslage Graitschen/Bürgel.

bei der Unteren Wasserbehörde des Landratsamtes Saale-Holzland-Kreis einen Antrag auf Planfeststellung nach § 68 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 18.März 2021 (BGBl. I S. 5).

Die Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung für dieses Vorhaben richtet sich nach § 7 Abs.2 in Verbindung mit der Anlage 1 Nummer 13.18.2 der Anlage 1 Spalte 2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 18.März 2021 (BGBl. I S. 540), das zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 23.Oktober 2024 (BGBl.2024 I Nr. 323) geändert worden ist.

Die standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalls gemäß § 7 Abs.2 UVPG wird als überschlägige Prüfung in zwei Stufen durchgeführt. In der ersten Stufe prüft die zuständige Behörde, ob bei dem Vorhaben besondere örtliche Gegebenheiten gemäß der Anlage 3 des UVPG vorliegen. Ergibt die Prüfung in der ersten Stufe, dass besondere örtliche Gegebenheiten vorliegen, so prüft die Behörde weiter, ob erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen zu erwarten sind, die bei der Zulassungsentscheidung zu berücksichtigen sind.

Gemäß § 5 Abs. 2 UVPG wird bekannt gegeben:

Die standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalls gemäß § 7 Abs.2 UVPG ergab, dass keine besonderen örtlichen Gegebenheiten vorliegen.
Der bisher im Vorhabensbereich verrohrte Bach vom Kitscherberg wird teilweise offengelegt und im weiterhin verrohrten Bereich durch eine neue, größere Verrohrung ersetzt. 
Notwendig wurde diese Maßnahme, da die vorhandenen alten Anlagen nicht ausreichend dimensioniert sind und bauliche Mängel aufweisen. Daher kommt es regelmäßig zur Flutung der Kreisstraße im Bereich des Sportplatzes bis zur Talsohle.
Mit der aktuellen Maßnahme wird eine seit 2021 als Notlösung ausgeführte Verrohrung durch eine dauerhafte Lösung ersetzt.

Nachteilige erhebliche Auswirkungen hinsichtlich Schwere, Dauer, Komplexität und Reversibilität durch das Vorhaben sind nicht zu erwarten. Für das Vorhaben besteht damit keine Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung.

Es wird darauf hingewiesen, dass diese Entscheidung gemäß § 5 Abs. 3 UVPG nicht selbständig anfechtbar ist. Die Entscheidungsgründe sind der Öffentlichkeit nach den Bestimmungen des Thüringer Umweltinformationsgesetz (ThürUIG) vom 10. Oktober 2006 (GVBl. Nr. 14 vom 19.10.2006 S. 513) zuletzt geändert am 28. Juni 2017 (GVBl. S.158 im Landratsamt des Saale-Holzland-Kreises, Umweltamt/ Untere Wasserbehörde, Schlossgasse 17, Zimmer 205, 07607 Eisenberg zugänglich.

Eisenberg, den 14.07.2025
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